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Fachdienst Finanzen -  1/211 Trittau, den 01.12.2016 
 

V o r l a g e   

für die Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Lütjensee am 13.12.2016  
 
zu TOP 9 : Neuregelung der Umsatzsteuerpflicht für Körperschaften des Öffentlichen 

Rechts -Hier: Ausübung des Wahlrechts gegenüber dem Finanzamt bis zum 
31.12.2016 

 

I. Sachverhalt: 

Nach der bisherigen Rechtslage waren juristische Personen des öffentlichen Rechts nur einge-
schränkt umsatzsteuerpflichtig. Dies wurde einerseits aus juristischer und europarechtlicher Sicht 
zunehmend kritisch gesehen im Vergleich zu privatwirtschaftlicher Tätigkeit. Andererseits haben  
Gemeinden auch für sich Vorteile gesucht, um sich für bestimmte Investitionen die Mehrwert-
steuer (ggf. teilweise) erstatten zu lassen (Einzelfall: Bau und gewerbliche Vermietung einer 
Sporthalle an Vereine), was für Gemeinden bislang nur für ihre Betriebe gewerblicher Art galt. 
Der Gesetzgeber hat darauf reagiert und zum 1.1.2017 eine weitergehende Umsatzsteuerpflicht 
für juristische Personen des öffentlichen Rechts eingeführt (Abschaffung des ehemaligen § 2 
Abs. 3 UStG: „Die juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind nur im Rahmen ihrer Be-
triebe gewerblicher Art … und ihrer land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe gewerblich oder 
beruflich tätig.“ 
Durch eine Übergangsregelung, die allerdings nur dann greift, wenn noch bis zum 31.12.2016 
eine verbindliche Erklärung gegenüber dem Finanzamt abgegeben wird, kann sich jede Körper-
schaft noch für vier weitere Jahre bis zum 31.12.2020 die bisherige Rechtslage sichern. Es bleibt 
aber nur die Möglichkeit, insgesamt die alte oder die neue Rechtslage zu wählen. Ein früherer 
Umstieg auf die neue Rechtslage ist danach trotzdem möglich zu jedem ersten eines Folgejahres, 
eine Rückkehr zur alten Rechtslage unzulässig. Damit hat der Gesetzgeber für bis zu vier Jahre 
ein bedingtes Wahlrecht ermöglicht. Ab dem 1.1.2021 gilt flächendeckend verbindlich die neue 
Rechtslage. Ein Unterlassen einer Entscheidung wäre im Ergebnis identisch mit der Wahl der 
neuen Rechtslage ab 1.1.2017.   
 
II. Abwägung und Entscheidung: 

Nach Beratung empfiehlt der Finanz- und Grundstücksausschuss einstimmig, durch Ausübung 
der Optionserklärung die alte Rechtslage für bis zu 4 Jahre für die Gemeinde Lütjensee zu si-
chern.  
 
III.  Beschlussempfehlung: 

1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lütjensee beschließt, das Wahlrecht gemäß § 27 
Abs. 22 UStG n.F. dahingehend auszuüben, dass für sämtliche ab dem 1. Januar 2017 
und vor dem 1.Januar 2021 ausgeübten Tätigkeitsbereiche und die damit verbundenen 
steuerbaren Leistungen § 2 Abs. 3 UStG in der Fassung vom 31.Dezember 2015 zur An-
wendung kommen soll. Uns ist bekannt, dass die Erklärung für alle Tätigkeitsbereiche 
der Gemeinde Trittau gilt und nur mit Wirkung für das Folgejahr widerrufen werden 
kann. 

2. Die Bürgermeisterin wird gebeten, vor dem 31.12.2016 eine entsprechende Erklärung 
gegenüber dem Finanzamt abzugeben. 

 
Stimmenverhältnis: 
Ja-Stimmen: ____ 
Nein-Stimmen: ____ 
Stimmenthaltungen: ____ 


